
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 14.03.2025 
Fachbereich: Bürgerdienste 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 001/2025/0055 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Haupt- und Finanzausschuss 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

23.06.2025 4.1 Öff. Einst. / 4 

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

26.06.2025 4.2 Öff. Einst. / 6 

 
    

 
Bau einer weiteren Grundschule 
hier: Grundsatzbeschluss 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Verbandsgemeinderat fasst den Grundsatzbeschluss eine weitere Grundschule zu bauen. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Name) 
Haushaltsachbearbeiter/in 
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  Im Auftrag     
       
       

  (Blum)  (Hoff)  (Groth) 
  Fachbereichslei-

ter/in 
 Beigeordnete/r  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gemäß den Bestimmungen des Landes Rheinland-Pfalz sind wir als Träger verpflichtet, in einem ge-
wissen Turnus einen Schulentwicklungsplan erstellen zu lassen. Im Dezember 2022 starteten die Ar-
beiten mit der Besichtigung aller Schulen, die Einwohnermeldezahlen wurden seitens der Verwaltung 
zur Verfügung gestellt.  
 
Die Entlastung unserer größten Grundschulen in Oppenheim und Nierstein stand im Fokus der Ergeb-
nisse des Schulentwicklungsplanes, der pflichtgemäß an die ADD weitergeleitet, dort gesichtet und auf 
Plausibilität geprüft wurde. Etwaige Ungenauigkeiten bzw. Einschätzungen der Planer (z.B. die Anfor-
derungen der neuen Schulbauordnung, die Klassenteiler) wurden von der ADD korrigiert und in wei-
tere Überlegungen eingebracht.  
Die Ergebnisse dieser Prüfung wurden mit dem zuständigen Schulrat, Herrn Büchner sowie der ADD, 
Herrn Foos erörtert. Diese Gespräche fanden am 13.10.2023 und 24.11.2023 statt. 
 
Trotz hoher Millioneninvestitionen in der Vergangenheit sind beide Grundschulen in Oppenheim und 
Nierstein nicht mehr erweiterbar! 
Sämtliche Verschiebungen der Schülerströme, die das Planungsbüro als Option aufgeführt hatte, wur-
den für die Schaffung einer nachhaltigen Lösung als unpraktikabel  
bewertet. In diesem Kontext ist die Verbandsgemeinde keine Entscheiderinstanz, sondern die ADD. 
Kinder aus Dexheim oder Dalheim nach Dienheim zu verlagern, ist unmöglich, da wir hier schon, ent-
gegen der Statistiken, seit Jahren mit zweizügigen Klassenstufen und Containerlösungen arbeiten. 
Eine Verschiebung nach Dolgesheim wurde aus schulinternen Gründen ebenfalls abgelehnt. Es besteht 
kein „Widerspruchs- und/oder Klagerecht“! 
Als weitere Optionen wurde der Neubau einer Fünfzügigen Grundschule in Nierstein geprüft und hier 
mit der Stadt Nierstein Ausschau nach einem geeigneten Grundstück gehalten. Weder in der Stadt 
Nierstein, noch im Ortsteil Schwabsburg stand ein Grundstück in der erforderlichen Größe zur Verfü-
gung. Weiterhin wäre die Folgenutzung des jetzigen Schulstandortes in Nierstein aufgrund des Denk-
malgeschützten Gebäudes mehr als schwierig. Eine weitere Überlegung war der Bau einer Dependance 
in Nierstein, dies lehnt die ADD ab, diese Entscheidung berührt den schulinternen Betrieb einer Schule, 
auf welche wir als Träger keinen Einfluss haben. 
Die Auslagerung einer Mensa an einen anderen Standort in Nierstein, um in Nierstein etwas Platz zu 
schaffen, wurde aus organisatorischen und pädagogischen Gründen ebenfalls als nicht machbar abge-
lehnt. 
Für die Grundschule in Nierstein hatte die VG bereits im Jahr 2021 eine Machbarkeitsstudie in Auftrag 
gegeben. Eine weitere Bebauung auf dem ohnehin für die Anzahl der Schülerinnen und Schüler nicht 
üppig bestehenden Schulhof, ist nicht zu verantworten. Die Nutzung des großen Dachbodens ist aus 
brandschutzrechtlichen Gründen und Gründen des Denkmalschutzes nicht genehmigungsfähig. Ein 
Ortstermin fand diesbezüglich am 22.4.2021 mit Herrn Foos in Nierstein statt. Ebenso gab es Ortster-
mine mit dem Planungsbüro Schweitzer, der Brandschutzstelle und dem Denkmalschutz der Kreisver-
waltung Mainz-Bingen. Da Herr Peter Krämer vom Denkmalschutz anwesend war, der auch gleichzeitig 
Beigeordneter der Stadt Nierstein ist, war auch die Stadt Nierstein informiert.  
In den Grundschulen in Nierstein und Oppenheim werden Räumlichkeiten als Klassenräume genutzt, 
die ursprünglich für andere Bestimmungen vorgesehen sind. Die Mensa in Nierstein stößt an ihre Gren-
zen, Schüler der betreuenden Grundschule können schon heute nicht mitverköstigt werden! 
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Da sich in der Vergangenheit immer wieder die Neubauten von Grundschulen nach kurzer Zeit in der 
Dimensionierung als zu klein erwiesen haben, wurden teure Anbauten erforderlich, siehe Gunters-
blum, Dolgesheim, Dimensionierung Dienheim, Anbau Oppenheim, Anbauten Nierstein. 
In der Grundschule in Nierstein ist die Sanierung des Verwaltungstraktes dringend erforderlich, was 
ohne Auslagerung von Klassenräumen in andere Standorten nicht möglich sein wird, da der Schulhof 
keinen Platz für eine etwaige Containerlandschaft bietet.  
Bezgl. der geplanten Standorte hat sich zwischenzeitlich folgendes Bild ergeben: 
Mit der Verwaltung der Gemeinde Dexheim wurde bereits im März 2023 sowie im April 2023 Gesprä-
che geführt, ob es infrage kommende Flächen für eine zweizügige Grundschule gäbe. Die Vertreter der 
Gemeindeverwaltung zeigten sich sehr aufgeschlossen, bezüglich einer Ansiedlung der Grundschule in 
ihrer Gemeinde. 
Die Gespräche wurde nichtöffentlich geführt, um keine Preisspirale in Gang zu setzten. Da es Jahr-
zehnte üblich war, dass lt. Schulgesetz, die Standortkommune ein erschlossenes Grundstück dem Trä-
ger der Schule zur Verfügung stellen muss, wurde in Absprache mit der ADD eine Voranfrage zur Neu-
gründung einer Grundschule in Dexheim beim Bildungsministerium eingereicht. Hier wurden der 
Schulentwicklungsplan, die Stellungnahme der ADD geprüft und die Bewilligung seitens des Bildungs-
ministeriums erfolgte mit Bescheid am 18.01.2024. Hierüber wurden die Gremien sachgemäß unter-
richtet. Ein Neubau einer 2-zügigen Grundschule wurde somit festgestellt, der somit seitens des Landes 
finanziell gefördert wird. Allerdings sollte das zu erwerbende Grundstück Erweiterungsmöglichkeiten 
der Schule zulassen.  
Im Anschluss sind wir mit der Gemeinde Dexheim in Kontakt getreten, ob nun Grundstücke zur Verfü-
gung stehen. 
Die Gemeinde Dexheim wurde beim Ministerium vorstellig und erläuterte, sie hätten kein Grundstück 
und seien finanziell nicht in der Lage, eines zu erwerben, Das Ministerium entschied daraufhin, sehr 
zur Überraschung der ADD, des Gemeinde- und Städtebundes und der Kreisverwaltung, dass die Kom-
mentierungen des Gesetzes anders auszulegen seien und nunmehr die VG ein Grundstück erwerben 
müsste. Die Erschließung habe die Kommune allerdings immer noch selbst zu finanzieren! 
Da sich Dexheim mit einer Entscheidung seit Monaten schwertut, haben wir alternative Standorte mit 
der ADD besprochen und bei der Gemeinde Dalheim keine komplette Ablehnung des Anliegens erfah-
ren. 
Die Verhandlungen und Entscheidungen in den Ortsgemeinden sind aktuell so, dass es Grundsatzbe-
schlüsse für die Ansiedlung in der jeweiligen Gemeinde gibt, so dass erst heute der Verbandsgemein-
derat eine Grundsatzentscheidung für den Bau einer Schule treffen kann, allerdings noch nicht, welche 
Gemeinde zum Zug kommen soll, denn die Machbarkeitsstudie, die in Auftrag gegeben werden soll, 
soll ermitteln, auf welchen Grundstücken, auch für die Gemeinden selbst, eine wirtschaftlich sinnvolle 
Erschließung möglich wäre.  
In den Sitzungen des Schulträgerausschusses wurde, immer, detailliert über den Stand der Dinge in-
formiert. Da die Protokolle Ergebnisprotokolle sind, ist der Wortlaut der Mitteilungen nicht recher-
chierbar. Ebenfalls wurde in den Schulleiterbesprechungen der Stand der Dinge besprochen, da die 
Schulen bei geänderten Einzugsgebieten informiert und mitgenommen sein müssen, was allerdings 
intern über die ADD erfolgt und deren Aufgabe ist. 
In diesem Gesamtzusammenhang sei erlaubt darauf hinzuweisen, dass wir im Jahr 2026 einen Rechts-
anspruch auf Ganztagsbetreuung an den Grundschulen, zunächst für alle ersten Klassen, anschließend 
pro Jahr einen Klassenzug mehr vorzuhalten haben. Ebenfalls muss ein Mittagessen für alle Schüler 
gereicht werden und die Ferienbetreuung von 8 Wochen gewährleistet sein. Das erfordert Räumlich-
keiten, die wir in den genannten Schulen im Endausbau des Rechtsanspruchs aufgrund der baulichen 
Verhältnisse schwer zur Verfügung stellen können. Weiterhin ist anzumerken, dass die räumliche Un-
terbringung von Schulsozialarbeiterinnen und -arbeitern in den Schulen an die Grenze des möglichen 
stößt. 
Obwohl die Entscheidung der Neugründung einer weiteren Grundschule bei der Schulbehörde liegt, 
wurde seitens der SPD-Fraktion gefordert im Verbandsgemeinderat hierzu einen Grundsatzbeschluss 
zu fassen. Dieser Bitte wird hiermit entsprochen. Der aktualisierte Schulentwicklungsplan, der Schrift-
verkehr mit der ADD und dem Ministerium wurde in der Anlage beigefügt. 
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